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Drucksache VI/ 27 07 


Bericht 

der Bundesregierung 
über die Versorgung von Eltern 
nach dem Bundesversorgungsgesetz 


L Vorbemerkungen 

1. Entschließung des Deutschen Bundestages 

Nach der Entschließung des Deutschen Bundes- 
tages (Drucksache VI/863 in Verbindung mit 
dem Stenographischen Bericht S. 3063 C) vom 
4. Juni 1970 hat die Bundesregierung zu prüfen, 

ob die Vorschriften über die Elternversor- 
gung, insbesondere im Zusammenwirken 
von Elternrente und Kriegsopferfürsorge, 
geeignet sind, den notwendigen Lebens- 
unterhalt der Kriegereltern sicherzustellen. 

2. Leistungsgrundsätze des geltenden Rechts 

2.1 Das Bundesversorgungsgesetz sieht im Rahmen 
der Hinterbliebenenversorgung einen Versor- 
gungsanspruch für Eltern sowie für die ihnen 
nach Maßgabe besonderer Vorschriften gleich- 
gestellten Adoptiv-, Stief-, Pflege- und Groß- 
eltern (§ 49 BVG) unter der Voraussetzung vor, 
daß Erwerbsunfähigkeit im Sinne des § 1247 
Abs. 2 RVO vorliegt oder die Mutter das 
fünfzigste und der Vater das fünfundsechzigste 
Lebensjahr vollendet hat (§ 50 BVG). 

2.2 Der Elternrentenanspruch unterscheidet sich 
vom Anspruch der übrigen Hinterbliebenen- 
gruppen insofern, als eine vom Einkommen un- 
beeinflußte Festrente, wie sie die Grundrente 
der Witwen und Waisen darstellt, nicht vorge- 
sehen ist. Einkünfte, die einen bestimmten 
Freibetrag übersteigen, führen zur Kürzung 
der Rente oder je nach Höhe auch dazu, daß ein 
Versorgungsanspruch entfällt. 

2.3 Sowoihl die Anspruchsvoraussetzungen (.1) als 
auch das dem Rentenanspruch der Eltern zu- 
grunde liegende besondere Leistungsprinzip 
(.2) orientieren sich an dem allgemeinen Grund- 
satz des öffentlichen Leistungsrechts, Hinter- 
bliebenenversorgung allein wegen der wirt- 
schaftlichen Folgen des Todes des Ernährers, 
die grundsätzlich in Form verminderter Unter- 
haltschancen eintreten, zu gewähren. Dem- 
entsprechend ist die Ausgestaltung des Versor- 
gungsanspruchs der Eltern entscheidend dadurch 
bestimmt, daß die wirtschaftliche Bedürftigkeit 
der Eltern Voraussetzung für einen Unterhal- 
tungsanspruch gegen Kinder ist, und daß nach 
der Lebenserfahrung Eltern im allgemeinen 
nur in wirtschaftlichen Notlagen von ihren 


Kindern nachhaltig finanziell unterstützt wer- 
den oder Unterstützung in Anspruch nehmen. 

2.4 Der Versorgungsanspruch der Eltern ist wie 
der aller übrigen Gruppen von Versorgungsbe- 
rechtigten (Beschädigte, Witwen und Waisen) 
systematisch gegliedert in einen Anspruch auf 
Rente, Krankenbehandlung und Leistungen der 
Kriegsopferfürsorge. Allerdings werden Kran- 
kenbehandlung und Leistungen der Kriegs- 
opferfürsorge nur gewährt, wenn die Krieger- 
eltern eine Elternrente beziehen. 

Der Anspruch auf Elternrente wird vom 
Pauschalprinzip beherrscht, wobei es in erster 
Linie darauf ankommt, mit der Rente den 
versorgungsrechtlich relevanten Bedarf insoweit 
abzudecken, als er durchschnittlich bei allen 
vergleichbaren Berechtigten besteht. Im Rahmen 
der Elternversorgung kommt in diesem Zusam- 
menhang der Frage, in welchem Umfang sich 
die Unterhaltschancen im allgemeinen vermin- 
dern, besondere Bedeutung zu. Von daher ergibt 
sich, daß die Elternrente nicht den Zweck haben 
kann, im Einzelfall den Lebensunterhalt in 
vollem Umfang sicherzustellen. 

Der Anspruch auf Krankenbehandlung ist dar- 
auf ausgerichtet, im Krankheitsfalle alle not- 
wendigen Behandlungsmaßnahmen in angemes- 
senem Umfang sicherzustellen, so daß der Be- 
rechtigte dazu keine eigenen Mittel bereit- 
zuhalten braucht. 

Die Leistungen der Kriegsopferfürsorge sind 
dadurch gekennzeichnet, daß sie in Art und 
Umfang an die Lebensumstände des einzelnen 
Versorgungsberechtigten angepaßt werden. Sie 
ergänzen die Rentenleistungen der Eltern mit 
dem Ziel, den Lebensunterhalt zu sichern. 

3. Begriff des „notwendigen Lebensunterhalts“ 

Eine Sicherstellung des notwendigen Lebens- 
unterhalts ist anzunehmen, wenn der zur Er- 
haltung der körperlichen und geistigen Persön- 
lichkeit notwendige Bedarf aus den zur Ver- 
fügung stehenden Mitteln einschließlich der 
Versorgungsleistungen bestritten werden kann. 
Der notwendige Lebensunterhalt umfaßt mithin 
besonders 

Ernährung, Unterkunft, Kleidung, Körper- 
pflege, Hausrat, Heizung sowie persönliche 
Bedürfnisse des täglichen Lebens, zu denen 
in vertretbarem Umfange auch Beziehungen 
zur Umwelt und eine Teilnahme am kul- 
turellen Leben gehören. 
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II. Ergebnis der Prüfung 

1.1 Für Elternpaare und Eltern teile sind unter- 
schiedlich hohe Beträge der vollen Elternrente 
und bestimmte Zuschläge zur vollen Elternrente 
gesetzlich festgesetzt. Diese unterliegen den 
jährlichen Anpassungen nach § 56 BVG. 


Im Jahre 1971 gelten folgende Beträge: 



Eltern- 

paar 

monat- 

lich 

DM 

Eltern- 

teil 

monat- 

lich 

DM 

Volle Elternrente 

245 

166 

Zuschlag für jedes wei- 
tere, an den Folgen 
einer Schädigung ge- 
storbene Kind 

49 

37 

oder, 

wenn es günstiger ist: 

Zuschlag für den Verlust 
des einzigen oder letz- 
ten Kindes, aller oder 
mindestens dreier Kin- 
der 

153 

110 


1.2 Die sich aus .1 ergebenden Rentenbeträge sind 
um das anzurechnende Einkommen zu mindern. 
Jedoch wirken sich Einkünfte der versorgungs- 
berechtigten Eltern nicht in vollem Umfang kür- 
zend auf die Elternrente aus; vielmehr sind 
bestimmte Freibeträge, die jährlich der Ent- 
wicklung der allgemeinen Bemessungsgrund- 
lage der Arbeiterrentenversicherung angepaßt 
werden, zu berücksichtigen. Nach den für 1971 
geltenden Werten der auf Grund des § 33 
Abs. 6 BVG erlassenen Rechtsverordnung (An- 
rechnungs-VO 1971 vom 18. Dezember 1971 — 
BGBl. I S. 1732) wirken sich Einkünfte von 
weniger als 73 DM monatlich überhaupt nicht 
kürzend aus. Übersicht 1 verdeutlicht an einigen 
ausgewählten Beispielen, in welchem Umfang 
sich das Einkommen der versorgungsberech- 
tigten Eltern auswirkt. 

2. Der Anspruch auf Krankenbehandlung nach 
dem Bundesversorgungsgesetz sichert den 
rentenberechtigten Eltern einen umfassenden 
Schutz im Krankheitsfalle, so daß sie für die 
Bestreitung von Krankheitskosten keine eige- 
nen Einkünfte einzusetzen haben. 

Besondere Bedeutung hat der Anspruch auf 
Krankenbehandlung für die Berechtigten, die 
keinen entsprechenden Anspruch gegen einen 
Sozialversicherungsträger (z. B. Träger der ge- 
setzlichen Krankenversicherung) haben oder 
deren Krankenbehandlung nicht durch ein an- 
deres Gesetz sichergestellt ist; denn ihnen kom- 


men in vollem Umfange die folgenden Leistun- 
gen zugute: 

— Ambulante ärztliche und zahnärztliche Be- 
handlung, 

— Versorgung mit Arznei-, Verband- und Heil- 
mitteln, 

— Krankenhausbehandlung, 

— Heilstättenbehandlung, 

— Hauspflege, 

— orthopädische Versorgung und 
— Zuschüsse zum Zahnersatz. 

3.1 Für die versorgungsberechtigten Eltern sind im 
Rahmen der Kriegsopferfürsorge verschieden- 
artige Leistungen vorgesehen, die entsprechend 
dem Leitgedanken dieses Rechtsgebiets insge- 
samt darauf ausgerichtet sind, die Folgen des 
Verlustes des Ernährers zu überwinden oder zu 
mildern. 

In Betracht kommen vor allem ergänzende 
Hilfe zum Lebensunterhalt (§ 27 a Abs. 1 BVG), 
Erholungsfürsorge (§ 27 a Abs. 2 BVG), Woh- 
nungsfürsorge (§ 27 a Abs. 3 BVG) sowie Hilfe 
in besonderen Lebenslagen (§ 27 b BVG in Ver- 
bindung mit dem 3. Abschnitt des BSHG). 

3.2 Ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt wird 
gewährt, soweit der notwendige Lebensunter- 
halt durch die Elternrente und sonstige Mittel 
nicht sichergestellt ist. Sie wird in Form laufen- 
der oder einmaliger Leistungen gewährt 
(§ 27 a Abs. 1 BVG in Verbindung mit Ab- 
schnitt 2 des BSHG). 

Die laufenden Leistungen errechnen sich nach 
den Regelsätzen des Bundessozialhilfegesetzes 
und den tatsächlichen Kosten der Unterkunft. 
Die Regelsätze umfassen nach § 1 der Regel- 
satzverordnung vom 20. Juli 1962 (BGBl. I 
S. 515), geändert durch die Verordnung vom 
10. Mai 1971 (BGBl. I S. 451), die laufenden 
Leistungen für Ernährung, Kochfeuerung, Be- 
schaffung von Wäsche von geringem An- 
schaffungswert, Instandhaltung von Kleidung, 
Wäsche und Schuhen in kleinerem Umfang, 
Körperpflege, Beschaffung von Hausrat von ge- 
ringem Anschaffungswert, kleinere Instandset- 
zungen von Hausrat, Betrieb elektrischer Ge- 
räte, Reinigung und persönliche Bedürfnisse 
des täglichen Lebens. Die Höhe der Regelsätze 
für ein Elternpaar liegt seit Juni 1971 zwischen 
180 und 197 DM für den Haushaltsvorstand 
sowie zwischen 144 und 158 DM für die Ehefrau. 
Übersicht 2 enthält eine Aufstellung über diese 
Regelsätze, die ab 1. Juni 1971 in den ein- 
zelnen Ländern der Bundesrepublik gelten. 

Für Kriegereltern ist bedeutsam, daß bei Per- 
sonen, die das 65. Lebensjahr vollendet haben 
oder erwerbsunfähig sind, ein Mehrbedarf von 
30 V. H. des maßgebenden Regelsatzes aner- 
• kannt wird (§ 23 BSHG). 

Auf den so ermittelten Bedarf wird das Netto- 
einkommen einschließlich der Elternrente ange- 
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rechnet. Dabei wird allerdings der besonderen 
Lage der Kriegereltern in der Regel dadurch 
Rechnung getragen, daß vom Einkommen 
100 DM beim Elternpaar und 50 DM beim 
Elternteil unberücksichtigt bleiben. 

Übersicht 1 verdeutlicht die Berechnungsweise 
für die laufend zu gewährende ergänzende Hilfe 
zum Lebensunterhalt, wobei in diesen Berech- 
nungsbeispielen als Aufwendungen für Unter- 
kunft, die in der tatsächlichen Höhe zu berück- 
sichtigen sind, ein Betrag in Höhe von 150 DM 
für ein Elternpaar und in Höhe von 100 DM 
für ein Elternteil angenommen wurde. 

Zur Abdeckung eines im voraus nicht abzuse- 
henden einmaligen Bedarfs sind im Rahmen der 
ergänzenden Hilfe zum Lebensunterhalt einma- 
lige Leistungen zu gewähren. Hierzu gehören 
z. B. Leistungen für größere Aufwendungen zur 
Beschaffung und Instandhaltung von Kleidung, 
Wäsche, Schuhwerk und Hausrat, die nicht von 
den Regelsätzen umfaßt werden. 

3.3 Bei Kriegereltern kommt >der Erholungsfürsorge 
im Hinblick auf das durchschnittlich hohe Le- 
bensalter unter dem Gesichtspunkt der Erhal- 
tung der Gesundheit besondere Bedeutung zu. 

3.4 Die Wohnungsfürsorge umfaßt die Beratung in 
Wohnungs- und Siedlungsangelegenheiten so- 
wie die Mitwirkung bei der Beschaffung und 
Erhaltung ausreichenden und gesunden Wohn- 
raumes. 

3.5 Von den vielfältigen Leistungen, die als Hilfe 
in besonderen Lebenslagen gewährt werden, 
sind für Kriegereltem vor allem die Hilfe zur 
Pflege und die Altenhilfe bedeutungsvoll. Die 


Hilfe zur Pflege wird gewährt, wenn der Berech- 
tigte infolge Krankheit oder Behinderung so 
hilflos ist, daß er nicht ohne Wartung und 
Pflege bleiben kann; sie umfaßt bei häuslicher 
Pflege durch nahestehende Personen ein Pflege- 
geld, in sonstigen Fällen die Übernahme der an- 
gemessenen Kosten für eine geeignete Pflege- 
kraft. Die Altenhilfe zielt darauf ab, Schwie- 
rigkeiten, die durch das Alter entstehen, zu 
überwinden und Vereinsamung im Alter zu ver- 
hüten; sie umfaßt eine Vielzahl von einzelnen 
Maßnahmen, zu denen je nach Lage des Einzel- 
falles auch die Unterbringung in einem Alten- 
heim oder Altenpflegeheim gehören. 

4. Zusammenfassung und Wertung 

4.1 Die Darstellung des für Eltern geltenden Lei- 
stungsrechts (IL, l.bis3.) rechtfertigt den Schluß, 
daß der notwendige Lebensunterhalt (L, 3.) der 
Kriegereltern, die die Voraussetzungen für den 
Bezug einer Elternrente nach dem Bundesver- 
sorgungsgesetz erfüllen, sichergestellt ist. 

Die Verzahnung der laufenden Geldleistungen 
in Form der Eltemrente und der ergänzenden 
Hilfe zum Lebensunterhalt im Rahmen der 
Kriegsopferfürsorge kommt in der Übersicht 1 
zum Ausdruck. 

4.2 Steht eine Elternrente nicht zu, so ist nach den 
für sie maßgebenden Leistungsgrundsätzen (L, 
2.1 bis .4) davon auszugehen, daß eine durch 
den Tod eines Kindes bedingte nachhaltige 
wirtschaftliche Beeinträchtigung nicht vorliegt. 
In diesen Fällen wird der Lebensunterhalt er- 
forderlichenfalls durch die Hilfen nach dem Bun- 
dessozialhilfegesetz gesichert. 
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Übersicht 1 


Beispiele 

für 

a) die Berechnung der Elternrente (Spalten 2, 3 und 4 sowie 2, 3 und 9) 

b) die Berechnung der ergänzenden Hilfe zum Lebensunterhalt (Spalten 5, 6 und 
7 sowie 10, 11 und 12) 

c) die Feststellung des Gesamteinkommens, das sich durch das Zusammenwirken 
von Elternrente und Kriegsopferfürsorge sowie der anderen Einkünfte ergibt 
(Spalten 8 und 13) 



Einkommen der Eltern 

1 ■ Leistungen für Elternpaar 



auf Eltern- 
rente anzu- 
rechnen 
(1971) 


Kriegsopferfürsorge 


Beispiel 

Nr. 

tatsächliches 

Rente 

(ohne 

Zuschlag) 

Bedarf *) 

auf Bedarf 
anzu re eb- 
nendes 
Einkommen 

Ergänzende 
Hilfe zum 
Lebens- 
unterhalt 

Gesamt- 

einkommen 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

1 

I 2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

1 

72 

0 

245 

572/612 

217 

355/395 

672/712 

2 

100 

19 

226 

572/612 

226 

346/386 

672/712 

3 

150 

56 

189 

572/612 

239 

333/373 

672/712 

4 

200 

89 

156 

572/612 

256 

316/356 

672/712 

5 

250 

125 

120 

572/612 

270 

302/342 

672/712 

6 

300 

158 

87 

572/612 

287 

285/325 

672/712 

7 

350 

194 

51 

572/612 

301 

271/311 

672/712 

8 

425 

(Wegfall der Rente und damit der KOF-Leistungen bei 425 DM Einkommen) 


*) eingesetzt ist der jeweils niedrigste und hödiste Regelsatz nach dem Stande vom 1. Oktober 1971 
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Drucksadle VI/2707 


Übersicht 1 



Leistungen für Elternteil 



Kriegsopferfürsorge 


Rente 


auf Bedarf 

Ergänzende 

Gesamt- 

(ohne Zuschlag) 

Bedarf *) 

anzurechnendes 

Einkommen 

Hilfe zum 
Lebensunterhalt 

einkommen 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

9 

10 

11 

12 

13 

166 

334/357 

188 

146/169 

384/407 

147 

334/35? 

197 

137/160 

384/40? 

110 

334/35? 

210 

124/14? 

384/407 

77 

334/35? 

227 

107/130 

384/407 

41 

334/357 

241 

93/116 

384/407 

8 

334/35? 

258 

76/99 

384/407 

— 

— 

— 

— 

— 

(Wegfall der Rente und damit auch der KOF-Leistungen bei 311 DM Einkommen) 
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Übersicht 2 


Die wichtigsten Regelsätze nach § 22 des Bundessozialhilfegesetzes 
im Bundesgebiet und in Berlin (West) 

(Stand: 1, Oktober 1971) 


Gültig ab 

Land 

Haushaltsvor- 
stände und Allein- 
stehende 
(Eckregelsatz) 

DM 

Haushalts- 
angehörige vom 
Beginn des 

22. Lebens- 
jahres an 

DM 

1. Juni 1971 

Baden- Württemberg 




Stuttgart 

197 

158 


in allen übrigen Stadtkreisen und in den Land- 




kreisen 

190 

152 

1. Juni 1971 

Bayern *) 




Mindestregelsätze 

182 

146 

1. Oktober 1971 

Bremen 

193 

154 

1. Juni 1971 

Hamburg 

188 

150 

1. Juni 1971 

Hessen 

185 

148 

1. Juni 1971 

Niedersachsen 

185 

148 

1. Juni 1971 

Nordrhein-Westfalen *) 




Höchstbetrag 

197 

80 V. H. des 


Mindestbetrag 

193 

Eckregelsatzes 

1. Juni 1971 

Rheinland-Pfalz *) 




Höchstbeträge 

190 

152 


Mindestbeträge 

186 

149 

1. Juni 1971 

Saarland 

188 

150 

1. Juni 1971 

Schleswig-Holstein 

186 

150 

1. Juni 1971 

Berlin (West) 

180 

144 

— — 

Rechnerischer Durchschnitt rd 

189 

151 


*) Von der obersten Landessozialbehörde festgesetzte Mindest- bzw. Höchstsätze; die Höhe der Regelsätze bestimmen 
die örtlichen Träger der Sozialhilfe. 




